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Verbraucherinformationen Tarif R2

Wer ist Ihr Vertragspartner?

Ihr Vertragspartner ist die

DEVK Krankenversicherungs-AG

Aufsichtsratsvorsitzender: Gottfried RiiBmann

Vorstand: Jiirgen Dirscheid, Dirk Kopisch, Dr. Michael Zons

Riehler StralRe 190
50735 KoéIn

Amtsgericht KéIn Nr. 42 HRB 24806
Ust-IdNr. DE 811 474 344

Was ist die Hauptgeschéftstatigkeit der DEVK Krankenversicherungs-AG?

Die DEVK Krankenversicherungs-AG bietet Versicherungsschutz bei medizinisch notwendiger Heilbehandlung einer versicherten Person wegen Krankheit oder Unfallfolgen sowie
andere im Vertrag genannte Ereignisse.

Wie sind lhre Anspriiche aus dem Vertrag gesichert?

Zur Absicherung der Anspriiche aus der Krankenversicherung besteht ein gesetzlicher Sicherungsfonds (88 221 ff. des Versicherungsaufsichtsgesetzes), der bei der Medicator AG,
Bayenthalgtirtel 26, 50968 Koln errichtet ist. Im Sicherungsfall wird die Aufsichtsbehdrde die Vertrage auf den Sicherungsfonds tbertragen. Geschiitzt von dem Fonds sind die An-
spriiche der Versicherungsnehmer, der versicherten Personen und sonstiger aus dem Versicherungsvertrag begtinstigter Personen. Die DEVK Krankenversicherungs-AG geho6rt dem
Sicherungsfonds an.

Was sind die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung?

Die Auslandsreise-Krankenversicherung nach Tarif R2 bietet Krankenversicherungsschutz bei voriibergehenden Auslandsaufenthalten bis zu 42 Tagen. Welche Leistungen lhre Ver-
sicherung umfasst, entnehmen Sie bitte den §8 4 und 5 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen nach Tarif R2 (AVB/R2 2015).

Wie hoch ist der Gesamtpreis der Versicherung?

Die Hohe des jahrlichen Beitrages betragt je versicherter Person 8,30 Euro bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres, 16,60 Euro bis zur Vollendung des 70. Lebensjahres und danach
24,90 Euro.

Wann und wie ist der Versicherungsbeitrag zu zahlen?

Die Beitrage sind jahrlich zu zahlen. Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem Antrag und dem § 7 AVB/R2 2015.

Wie kommt der Vertrag zustande?
Wie der Vertrag zustande kommt und wann der Versicherungsschutz beginnt, entnehmen Sie bitte den 88 2 und 3 AVB/R2 2015.

Wie kénnen Sie lhre Vertragserklarung widerrufen und welche Folgen hat ein wirksamer Widerruf?

Widerrufsrecht

Sie kénnen lhre Vertragserklarung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von Griinden in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versiche-
rungsschein, die Vertragsbestimmungen einschlieBlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen nach 8 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertrags-
gesetzes (VVG) in Verbindung mit den 8§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben, jedoch nicht vor Erfillung
unserer Pflichten gemaR 8 312i Abs. 1 Satz 1 des Biirgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 246c des Einflihrungsgesetzes zum Blirgerlichen Gesetzbuch. Zur Wahrung der
Widerrufsfrist gentigt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an: DEVK Versicherungen, Riehler StraRe 190, 50735 KolIn.

Widerrufsfolgen

Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten lhnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Beitrage, wenn Sie zu-
gestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil des Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entféllt, diirfen wir in
diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich pro Tag um einen Beitrag in Hohe von 1/360 des fiir ein Jahr zu zahlenden Beitrags, der sich aus dem Versicherungsschein ergibt.

Die Erstattung zurtickzuzahlender Betrage erfolgt unverziiglich, spatestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufs-
frist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zuriickzugewahren und gezogene Nutzung (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdriicklichen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollstandig erfillt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgetibt haben.
Ende der Widerrufsbelehrung

Wie lange lauft der Vertrag?

Der Versicherungsvertrag wird fiir ein Versicherungsjahr fest geschlossen. Er verléangert sich stillschweigend um je ein Versicherungsjahr, wenn er nicht drei Monate vor dem Ablauf
in Textform gekiindigt wird (vgl. § 3 AVB/R2 2015).

Welche Kiindigt oglichkeiten haben Sie?

Sie kdnnen den Versicherungsvertrag in Textform mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des Versicherungsjahres kiindigen. Weitere Griinde fiir eine vollstandige oder teilweise
Beendigung entnehmen Sie bitte dem § 3 Abs. 4 bis 6 AVB/R2 2015.

Welches Recht wird angewandt?

Fir den Versicherungsvertrag und die vorvertraglichen Beziehungen gilt ausschlieBlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Dem Vertrag liegen insbesondere die Allgemeinen
Versicherungsbedingungen und das Versicherungsvertragsgesetz zugrunde. Welches Gericht fir Klagen gegen uns zustandig ist, konnen Sie dem § 14 AVB/R2 2015 entnehmen.

In welcher Sprache erfolgt die Kommunikation?

Die Vorabinformationen, der Vertragsabschluss und die Kommunikation mit der DEVK Krankenversicherungs-AG wéhrend der Vertragslaufzeit erfolgen ausschlieBlich in deutscher
Sprache.

Welche Maglichkeiten eines auBergerichtlichen Beschwerdeverfahrens bestehen?
Bei Fragen und Kritik helfen wir Ihnen unter der Anschrift
DEVK Krankenversicherungs-AG

Riehler Stral3e 190
50735 KoéIn

gerne weiter. Wenn Sie mit der Bearbeitung Ihres Anliegens nicht zufrieden sind und Anlass zur Beschwerde haben, konnen Sie sich auch unmittelbar an den Vorstand der DEVK
Krankenversicherungs-AG unter oben genannter Adresse wenden. Wir antworten auf lhre Beschwerde innerhalb von acht Tagen. Sollte sich die Bearbeitung verzogern, werden wir
Sie tiber die Grinde informieren.

Die DEVK Krankenversicherungs-AG ist Mitglied im Verband der privaten Krankenversicherung e. V. Sie kdnnen damit das kostenlose, auBergerichtliche Schlichtungsverfahren in
Anspruch nehmen. Dies setzt u. a. voraus, dass die gleiche Streitfrage nicht bereits von einem Gericht, einer anderen Schiedsstelle oder einer sonstigen Einrichtung, die sich mit der
Bearbeitung von Verbraucherbeschwerden befasst (z. B. die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht), behandelt wird oder wurde. Sie erreichen den Ombudsmann unter:

Ombudsmann Private Kranken- und Pflegeversicherung

Postfach 060222

10052 Berlin

Telefon: 0800 2550444 (Anruf aus dem deutschen Telefonnetz kostenfrei)
Telefax: 030 20458931

Internet: www.pkv-ombudsmann.de

Sie haben auch die Moglichkeit, eine Beschwerde bei der zustandigen Aufsichtsbehdrde, der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), einzulegen. Sie erreichen die
BaFin unter:

Bund alt fur Fi di leistung fsicht
Postfach 1253

53002 Bonn

Telefon: 0228 41080

Telefax: 0228 41081550 Internet: www.bafin.de

EU-Plattform zur Online Streitbeilegung

Die Européische Kommission stellt seit Februar 2016 eine Internetplattform zur Online-Beilegung von Streitigkeiten bereit. Die sogenannte OS-Plattform fungiert als zentrale
Anlaufstelle fiir Verbraucherinnen und Verbraucher sowie Unternehmen. Sie regelt Streitigkeiten, die aus online geschlossenen Kauf- oder Dienstleistungsvertragen (z. B. Gber
eine Internetseite, eine mobile Anwendung oder per E-Mail) entstehen. Neben allgemeinen Informationen zur auBergerichtlichen Streitschlichtung bietet sie die Moglichkeit,
Streitfalle zur Schlichtung einzureichen.

Internet: https://webgate.ec.europa.eu/odr/

Die Maglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt hiervon unberihrt.



Allgemeine Versicherungsbedingungen fiir die
Auslandsreisekrankenversicherung (AVB/R2 2015)

§ 1 Gegenstand, Umfang und Geltungsbereich des Versicherungsschutzes

(1) Der Versicherer bietet Versicherungsschutz fiir Krankheiten, Unfélle und andere im Vertrag genannte Ereignisse. Bei einem im Ausland eintretenden Versicherungsfall ersetzt er
dort entstehende Aufwendungen fiir Heilbehandlung und erbringt sonst vereinbarte Leistungen.

(2) Der Versicherungsschutz besteht fiir alle voriibergehenden Auslandsreisen, die von der versicherten Person innerhalb der Vertragsdauer angetreten werden. Die Dauer des Aus-
landsaufenthaltes darf dabei jedoch einen Zeitraum von 42 Tagen nicht iberschreiten. Bei einem Auslandsaufenthalt tiber einen Zeitraum von 42 Tagen hinaus besteht Leistungs-
pflicht nur fiir die ersten 42 Tage des Auslandsaufenthaltes. Endet das Versicherungsjahr wahrend einer solchen Reise, gilt der Versicherungsschutz nur fort, wenn der Vertrag nicht
gekiindigt ist.

(3) Versicherungsfahig sind Personen mit standigem Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland, die sich nur voriibergehend im Ausland aufhalten.

(4) Versicherungsfall ist die medizinisch notwendige Heilbehandlung einer versicherten Person wegen Krankheit oder Unfallfolgen. Der Versicherungsfall beginnt mit der Heilbe-
handlung; er endet, wenn nach medizinischem Befund Behandlungsbedurftigkeit nicht mehr besteht. Muss die Heilbehandlung auf eine Krankheit oder Unfallfolge ausgedehnt
werden, die mit der bisher behandelten nicht urséachlich zusammenhéangt, entsteht insoweit ein neuer Versicherungsfall. Als Versicherungsfall gelten auch Schwangerschaft und
Tod.

(5) Der Umfang des Versicherungsschutzes ergibt sich aus dem Versicherungsschein, eventuellen besonderen schriftlichen Vereinbarungen, diesen Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen sowie den gesetzlichen Vorschriften der Bundesrepublik Deutschland.

(6) Als Ausland gilt das Gebiet auRRerhalb der Bundesrepublik Deutschland.

§ 2 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes

(1) Der Versicherungsschutz beginnt mit dem vereinbarten Zeitpunkt (Versicherungsbeginn), jedoch nicht vor dem Zustandekommen des Versicherungsvertrages und nicht vor Zah-
lung des Beitrags. Der Versicherungsvertrag kommt dadurch zustande, dass dem Antragsteller der Versicherungsschein zugeht. Fiir Versicherungsfalle, die vor Beginn des Ver-
sicherungsschutzes eingetreten sind, wird nicht geleistet.

Bei Neugeborenen beginnt der Versicherungsschutz ab Vollendung der Geburt, wenn am Tage der Geburt ein Elternteil nach Tarif R2 beim Versicherer versichert ist und die An-
meldung zur Versicherung spatestens zwei Monate nach dem Tage der Geburt riickwirkend erfolgt. Der Geburt eines Kindes steht die Adoption gleich, sofern das Kind im Zeitpunkt
der Adoption noch minderjahrig ist.

Der Versicherungsschutz endet — auch fiir schwebende Versicherungsfélle - mit Beendigung des jeweiligen Auslandsaufenthaltes oder mit Ende des Versicherungsvertrages ent-
sprechend § 3 Abs. 4 bis 6.

(4) Ist die Rlckreise aus dem Ausland bei Ende des Versicherungsschutzes gemé&B Abs. 3 aus medizinischen Grinden nicht méglich, verlangert sich der Versicherungsschutz,
solange die versicherte Person nicht transportfahig ist.

(2

(3

8 3 Abschluss, Dauer und Beendigung des Versicherungsvertrages

(1) Der Vertrag wird fur die Dauer eines Jahres fest geschlossen. Er verlangert sich bei Vorliegen eines Lastschriftmandats stillschweigend weiter von Jahr zu Jahr, wenn er nicht
durch den Versicherungsnehmer oder den Versicherer drei Monate vor Ablauf in Textform gekiindigt wird. Die Kiindigung kann auf einzelne versicherte Personen beschréankt wer-
den.

S

Das erste Versicherungsjahr beginnt mit dem Tage des Versicherungsbeginns und endet mit dem gleichen Monat des Folgejahres.

(3) Der Versicherungsvertrag muss vor Antritt der Auslandsreise geschlossen werden.
(4) Der Versicherungsvertrag endet mit der vereinbarten Versicherungsdauer.
(5

Der Versicherungsvertrag endet mit dem Tod des Versicherungsnehmers. Die versicherten Personen haben jedoch das Recht, den Versicherungsvertrag unter Benennung des
zukiinftigen Versicherungsnehmers fortzusetzen. Die Erklarung ist innerhalb zweier Monate nach dem Tode des Versicherungsnehmers abzugeben. Bei Tod einer versicherten
Person endet insoweit der Versicherungsvertrag.

s

Der Versicherungsvertrag endet mit dem Wegzug des Versicherungsnehmers aus der Bundesrepublik Deutschland, es sei denn, das eine anderweitige Vereinbarung getroffen
wird. Bei Wegzug einer versicherten Person endet insoweit der Versicherungsvertrag.

8 4 Umfang der Leistungspflicht

(1) Krankheitskosten

Ersatz der im Ausland entstandenen Aufwendungen zu 100 Prozent flr
1. arztliche Behandlung;

2. Arznei- und Verbandmittel, soweit sie von den in Abs. 5 genannten Behandelnden verordnet worden sind. Arzneimittel miissen aus einer im Aufenthaltsland zugelassenen Ab-
gabenstelle bezogen werden. Als Arzneimittel gelten nicht, auch wenn sie arztlich verordnet sind und heilwirksame Stoffe enthalten: kosmetische Praparate sowie Nahr- und
Starkungspraparate;

3. Heilmittel, soweit es sich um Anwendungen der physikalischen Medizin oder Inhalationen handelt und sie von den in Abs. 5 genannten Behandelnden verordnet wurden;
Rontgen-, Strahlenbehandlung und -diagnostik;

Schmerz stillende Zahnbehandlungen und Zahnfiillungen in einfacher Ausfertigung sowie Reparaturen von Zahnersatz, nicht aber Neuanfertigung von Zahnersatz einschl.
Kronen und Kieferorthopéadie;

stationare Heilbehandlung einschlie3lich Operationen und Operationsnebenkosten;

7. arztliche Behandlung von nicht vorhersehbaren, akut auftretenden Schwangerschaftskomplikationen einschlieRRlich Friihgeburten vor Beendigung der 32. Schwangerschafts-
woche und Fehlgeburten. Fir die medizinisch notwendige Heilbehandlung des Friihgeborenen im Rahmen der Frihgeburt besteht insoweit auch Versicherungsschutz;

8. Gehstltzen und Liegeschalen, die wegen akuter Erkrankung oder unfallbedingt erforderlich sind sowie die Leihgebihren sonstiger arztlich verordneter Hilfsmittel, soweit
diese erstmals erforderlich werden, mit Ausnahme von Brillen, Kontaktlinsen und Horgeraten;

9. Den Transport zur stationdren Behandlung in das nachsterreichbare, flir die Heilbehandlung geeignete Krankenhaus oder zum nachsterreichbaren Notfallarztes bzw. das We-
gegeld des nachsterreichbaren Notfallarztes.

(2

Rettungs-, Bergungs- und Suchkosten
Ersatz von Rettungs-, Bergungs- und Suchkosten bis zu 2.500 Euro, sofern diese aufgrund von Erkrankung, Unfall oder Tod des Versicherten im Ausland anfallen.

@

Ricktransport

Ersatz der Kosten eines Riicktransports des Versicherten aus dem Ausland an den standigen Wohnsitz des Versicherten oder das nachstgelegene geeignete Krankenhaus, sofern
dieser im Verlauf einer leistungspflichtigen Heilbehandlung erforderlich wird. Der Riicktransport muss medizinisch notwendig und &rztlich angeordnet sein.

Ohne Nachweis einer medizinischen Notwendigkeit werden die Kosten eines Riicktransports libernommen, wenn eine unter den Versicherungsschutz fallende stationare Heil-
behandllung im Aufenthaltsland nach &rztlichem Befund voraussichtlich langer als 14 Tage dauern wiirde oder wenn die voraussichtlichen Kosten der Heilbehandlung im
Ausland die Kosten des Ricktransports libersteigen wiirden.

Die Kosten fiir eine Begleitperson werden ebenfalls iibernommen, soweit die Begleitung medizinisch erforderlich ist.

=

Uberfiihrung
Ersatz der Kosten, die im Falle des Ablebens des Versicherten wahrend des Auslandsaufenthaltes entstehen :

1. durch die Uberfiihrung an den standigen Wohnsitz des Versicherten bis zu 10.000 Euro bei Tod im européischen Ausland bzw. bis zu 15.000 Euro bei Tod im auRereuropai-
schen Ausland

oder
2. durch die Bestattung der versicherten Person im Ausland bis zur Héhe der Versicherungsleistung, die bei einer Uberfiihrung zu erbringen gewesen ware.
(5

Der versicherten Person steht die Wahl unter den im Aufenthaltsland zur Heilbehandlung zugelassenen Arzten und Zahnérzten frei.

s

Bei medizinisch notwendiger stationérer Heilbehandlung hat die versicherte Person freie Wahl unter den Krankenh&usern, die unter standiger arztlicher Leitung stehen und tber
ausreichende diagnostische und therapeutische Mdglichkeiten verfliigen.

(7

Der Versicherer leistet im vertraglichen Umfang flir Untersuchungs- oder Behandlungsmethoden und Arzneimittel, die nach der Schulmedizin in dem jeweiligen Reiseland
ublich sind. Er leistet darliber hinaus fiir Methoden und Arzneimittel, die sich in der Praxis als ebenso Erfolg versprechend bewéhrt haben oder die angewandt werden, weil keine
schulmedizinischen Methoden oder Arzneimittel zur Verfligung stehen; der Versicherer kann jedoch seine Leistung auf den Betrag herabsetzen, der bei Anwendung vorhandener
schulmedizinischer Methoden oder Arzneimittel angefallen ware.

8 5 Einschrankung der Leistungspflicht
(1) Keine Leistungspflicht besteht fiir
1. Behandlungen im Ausland, die der alleinige Grund oder einer der Griinde fiir den Antritt der Reise waren;

2. Behandlungen, von denen bei Reiseantritt feststand, dass sie bei planmaRiger Durchfihrung der Reise stattfinden mussten, es sei denn, dass die Reise wegen des Todes
des Ehegatten, Lebenspartners oder eines Verwandten ersten Grades unternommen wurde;

3. Krankheiten und deren Folgen sowie fiir Folgen von Unfallen und fiir Todesfélle, die durch — aufgrund von Reisewarnungen des Auswartigen Amtes der Bundesrepublik
Deutschland — vorhersehbare Kriegsereignisse oder aktive Teilnahme an inneren Unruhen verursacht worden sind;



auf Vorsatz beruhende Krankheiten und Unfélle einschlieBlich deren Folgen sowie fiir Entzugs- und Entwéhnungsbehandlungen;

Behandlungen geistiger und seelischer Stérungen und Erkrankungen sowie fiir psychosomatische Behandlung (z.B. Hypnose, autogenes Training) und Psychotherapie;
MaRnahmen bei Sterilitat oder Infertilitat (z.B. bei kiinstlicher Befruchtung oder Insemination);

Behandlungen anlasslich einer vor Antritt der Reise bekannten Schwangerschaft, fiir Schwangerschaftsabbruch und Entbindung, auBer den in 8 4 Abs. 1 Punkt 7 genannten;

® N o o

Hilfsmittel, aulRer den in § 4 Abs. 1 Punkt 8 genannten;

9. Kur- und Sanatoriumsbehandlung sowie fiir RehabilitationsmalRnahmen;

10. Behandlungen durch Ehegatten, Lebenspartner, Eltern oder Kinder; Sachkosten werden erstattet;
11. eine durch Pflegebedurftigkeit oder Verwahrung bedingte Unterbringung.

Ubersteigt eine Heilbehandlung oder sonstige MaRnahme, fiir die Leistungen vereinbart sind, das medizinisch notwendige MaR oder stehen die Aufwendungen fiir die Heilbe-
handlung oder sonstigen Leistungen in einem aufféalligen Missverhaltnis zu den erbrachten Leistungen, so kann der Versicherer seine Leistungen auf einen angemessenen Betrag
herabsetzen.

S

(3) Hat die versicherte Person wegen desselben Versicherungsfalles einen Anspruch gegen mehrere Erstattungsverpflichtete, darf die Gesamterstattung die Gesamtaufwendungen
nicht tGbersteigen.

8 6 Auszahlung der Versicherungsleistungen

(1) Der Versicherer ist zur Leistung nur verpflichtet, wenn die Rechnungsurschriften vorgelegt und die erforderlichen Nachweise erbracht sind; diese werden Eigentum des Versicherers.
Besteht anderweitig Versicherungsschutz fiir Heilbehandlungskosten und wird dieser zuerst in Anspruch genommen, so gentligen als Nachweise die mit Erstattungsvermerken
versehenen Rechnungszweitschriften.

(2) Alle Belege miissen den Vor- und Nachnamen der behandelten Person sowie die Krankheitsbezeichnung und die einzelnen arztlichen Leistungen mit Behandlungsdaten
enthalten; aus den Rezepten miissen das verordnete Arzneimittel, der Preis und der Quittungsvermerk hervorgehen. Bei Zahnbehandlung miissen die Belege die Bezeichnung
der behandelten Zahne und der daran vorgenommenen Behandlung tragen.

(3) Der Anspruch auf Erstattung von Ricktransportkosten ist durch eine &rztliche Stellungnahme des im Ausland behandelnden Arztes zur medizinischen Notwendigkeit der Riick-
fihrung und der Art des Krankentransportes zu begriinden.

=

Bei Geltendmachung von Uberfiihrungs- und Bestattungskosten ist eine amtliche oder arztliche Bescheinigung iiber die Todesursache einzureichen.

o

Der Versicherer ist verpflichtet, an die versicherte Person zu leisten, wenn der Versicherungsnehmer ihm diese in Textform als Empfangsberechtigte fiir deren Versicherungslei-
stungen benannt hat. Liegt diese Voraussetzung nicht vor, kann nur der Versicherungsnehmer die Leistung verlangen.

(6) Die in einer Fremdwa&hrung entstandenen Kosten werden zum aktuellen Kurs des Tages, an dem die Belege bei dem Versicherer eingehen, in Euro umgerechnet. Als Kurs des Tages
gilt der offizielle Euro-Wechselkurs der Europaischen Zentralbank. Fiir nicht gehandelte Wahrungen, fiir die keine Referenzkurse festgelegt werden, gilt der Kurs gemaR , Devi-
senkursstatistik”, Veroffentlichungen der Deutschen Bundesbank, Frankfurt/Main, nach jeweils neuestem Stand, es sei denn, die versicherte Person weist durch Bankbeleg nach,
dass sie die zur Bezahlung der Rechnung notwendigen Devisen zu einem unglnstigeren Kurs erworben hat.

(7) Von den Leistungen kénnen Mehrkosten abgezogen werden, die dadurch entstehen, dass der Versicherer Uberweisungen in das Ausland vornimmt oder auf Verlangen des Ver-
sicherungsnehmers besondere Uberweisungsformen wahlt.

(8) Anspriiche auf Versicherungsleistungen kdnnen weder abgetreten noch verpfandet werden.

§ 7 Beitragszahlung

(1) Der Beitrag gilt fiir ein Versicherungsjahr. Er betrégt je versicherte Person bis zur Vollendung des 60. Lebensjahres 8,30 Euro, ab Vollendung des 60. und bis zur Vollendung des
70. Lebensjahres 16,60 Euro und ab Vollendung des 70. Lebensjahres 24,90 Euro.

(2) Der erste Beitrag ist zwei Wochen nach Abschluss des Versicherungsvertrages, spatestens jedoch zum Versicherungsbeginn zu entrichten. Folgebeitrage sind zu Beginn des je-
weiligen weiteren Versicherungsjahres zu entrichten.

(3) Der Beitrag gilt bereits mit dem Tag der Erteilung des Lastschriftmandats als gezahlt, sofern ein ordnungsgeméaRer Beitragseinzug erfolgen kann.

(4) Nicht rechtzeitige Zahlung des Erstbeitrages oder eines Folgebeitrages kann unter den Voraussetzungen der 88 37 und 38 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) zum Verlust des
Versicherungsschutzes fiihren.

(5) Wird das Versicherungsverhaltnis vor Ablauf der Vertragslaufzeit beendet, steht dem Versicherer fiir diese Vertragslaufzeit nur derjenige Teil des Beitrags bzw. der Beitragsrate
zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem der Versicherungsschutz bestanden hat.

§ 8 Obliegenheiten

(1) Der Versicherungsnehmer und die versicherte Person haben auf Verlangen des Versicherers jede Auskunft zu erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalles oder der Lei-
stungspflicht des Versicherers und ihres Umfanges erforderlich ist.

(2) Auf Verlangen des Versicherers ist die versicherte Person verpflichtet, sich durch einen vom Versicherer beauftragten Arzt untersuchen zu lassen.

(3) AuBerdem ist die versicherte Person verpflichtet, dem Versicherer die Einholung von erforderlichen Auskiinften zu ermdglichen. Dazu hat die versicherte Person insbesondere die
Behandelnden von der Schweigepflicht zu entbinden.

(4) Beginn und Ende einer jeden Auslandsreise sind vom Versicherungsnehmer auf Verlangen des Versicherers nachzuweisen.

§9 Folgen von Obliegenheitsverletzungen
(1

Der Versicherer ist mit den in § 28 Abs. 2 bis 4 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) vorgeschriebenen Einschrankungen ganz oder teilweise von der Verpflichtung zur Leistung
frei, wenn eine der in § 8 genannten Obliegenheiten verletzt wird.

(2) Die Kenntnis und das Verschulden der versicherten Person stehen der Kenntnis und dem Verschulden des Versicherungsnehmers gleich.

§ 10 Obliegenheiten und Folgen von Obliegenheitsverl gen bei Anspriichen gegen Dritte

(1) Hat der Versicherungsnehmer oder eine versicherte Person Ersatzanspriiche gegen Dritte, so besteht, unbeschadet des gesetzlichen Forderungsiiberganges gemaf § 86 Versi-
cherungsvertragsgesetz (VVG), die Verpflichtung, diese Anspriiche bis zur Hohe, in der aus dem Versicherungsvertrag Ersatz (Kostenerstattung sowie Sach- und
Dienstleistung) geleistet wird, an den Versicherer schriftlich abzutreten.

Der Versicherungsnehmer oder die versicherte Person hat seinen (ihren) Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden
Form- und Fristvorschriften zu wahren und bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken.

(2

(3) Verletzt der Versicherungsnehmer oder eine versicherte Person vorsatzlich die in den Absétzen 1 und 2 genannten Obliegenheiten, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht
verpflichtet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Falle einer grob fahrldssigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhaltnis zu kirzen.

(4) Steht dem Versicherungsnehmer oder einer versicherten Person ein Anspruch auf Riickzahlung ohne rechtlichen Grund gezahlter Entgelte gegen den Erbringer von Leistungen
zu, fiir die der Versicherer auf Grund des Versicherungsvertrages Erstattungsleistungen erbracht hat, sind die Absatze 1 bis 3 entsprechend anzuwenden.

§ 11 Aufrechnung
Der Versicherungsnehmer kann gegen Forderungen des Versicherers nur aufrechnen, soweit die Gegenforderung unbestritten oder rechtskréftig festgestellt ist.

§ 12 Willenserklarungen und Anzeigen
Willenserklarungen und Anzeigen gegentiber dem Versicherer bediirfen der Textform.

hi

§ 13 Anderungen der Allgemeinen Versicher: bedi eir ieBlich des Versicherungsbeitrages

(1) Die Allgemeinen Versicherungsbedingungen einschlieRlich des Versicherungsbeitrages kénnen vom Versicherer zum Beginn eines neuen Versicherungsjahres auch mit Wirkung
flr bestehende Versicherungsverhéltnisse geandert werden. Die Anderung muss dem Versicherungsnehmer mit einer Frist von einem Monat zum Ende des alten Versicherungs-
jahres mitgeteilt werden.

(2) Der Versicherungsnehmer kann das Versicherungsverhaltnis innerhalb eines Monats nach Zugang der Anderungsmitteilung zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Anderung
kiindigen.

§ 14 Gerichtsstand

(1) Fur Klagen aus dem Versicherungsverhéltnis gegen den Versicherungsnehmer ist das Gericht des Ortes zustandig, an dem der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz oder in Er-
mangelung eines solchen seinen gewdhnlichen Aufenthalt hat. Verlegt der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt aus dem
Geltungsbereich des Versicherungsvertragsgesetzes oder ist sein Wohnsitz oder gewohnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, ist das Gericht am Sitz des
Versicherers zustandig.

(2) Klagen gegen den Versicherer konnen bei dem Gericht am Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt des Versicherungsnehmers oder bei dem Gericht am Sitz des Versicherers
anhangig gemacht werden.



Auszug aus dem Gesetz iiber den Versicherungsvertrag

Soweit nicht in den AVB Abweichendes bestimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften (8§ 1 Abs. 5 AVB/R2 2015), insbesondere das Versicherungsvertragsgesetz (VVG). Die fur den
Versicherungsnehmer wichtigsten Bestimmungen aus dem VVG sind nachfolgend gedruckt.

§ 28 Verletzung einer vertraglichen Obli

(1

(2)

(5)

heit

Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles gegeniiber dem Versicherer zu erfillen ist, kann der
Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Frist kiindigen, es sei denn, die Verletzung beruht
nicht auf Vorsatz oder auf grober Fahrlassigkeit.

Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer vom Versicherungsnehmer zu erflllenden vertraglichen Obliegenheit nicht zur Leistung verpflichtet ist, ist er
leistungsfrei, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit vorsétzlich verletzt hat. Im Fall einer grob fahrlassigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt,
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhaltnis zu kirzen; die Beweislast fiir das Nichtvorliegen einer groben
Fahrlassigkeit tragt der Versicherungsnehmer.

Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder fir den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles
noch fiir die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers ursachlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt
hat.

Die vollstandige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versicherers nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalles bestehenden Auskunfts oder Auf-
klarungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.

Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit zum Ricktritt berechtigt ist, ist unwirksam.

§ 37 Zahlungsverzug bei Erstpramie

(1

(2)

Wird die einmalige oder die erste Pramie nicht rechtzeitig gezahlt, ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, zum Ruicktritt vom Vertrag berechtigt, es sei denn,
der Versicherungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten.

Ist die einmalige oder die erste Pramie bei Eintritt des Versicherungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer
hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungsfrei, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auf-
félligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prémie aufmerksam gemacht hat.

8§ 38 Zahlungsverzug bei Folgepramie

(1

(2)

Wird eine Folgepramie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die
mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rlickstandigen Betrage der Pramie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die
Rechtsfolgen angibt, die nach den Abséatzen 2 und 3 mit dem Fristablauf verbunden sind; bei zusammengefassten Vertragen sind die Betrage jeweils getrennt anzugeben.

Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der Versicherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung der Pramie oder der Zinsen oder Kosten in Verzug, ist der
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet.

Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kiindigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der Zahlung der geschuldeten Betrage in Verzug
ist. Die Kiindigung kann mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu diesem
Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist; hierauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kiindigung ausdriicklich hinzuweisen. Die Kiindigung wird unwirksam, wenn der Versi-
cherungsnehmer innerhalb eines Monats nach der Kiindigung oder, wenn sie mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach Fristablauf die
Zahlung leistet; Absatz 2 bleibt unberiihrt.

8 39 Vorzeitige Vertragsbeendigung

(1

(2)

Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhaltnisses vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Versicherer fiir diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil der
Pramie zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. Wird das Versicherungsverhéltnis durch Ricktritt auf Grund des § 19 Abs. 2 oder durch
Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Tauschung beendet, steht dem Versicherer die Pramie bis zum Wirksamwerden der Ruicktritts oder Anfechtungserklarung zu.
Tritt der Versicherer nach 8 37 Abs. 1 zuriick, kann er eine angemessene Geschaftsgebiihr verlangen.

Endet das Versicherungsverhéltnis nach & 16, kann der Versicherungsnehmer den auf die Zeit nach der Beendigung des Versicherungsverhaltnisses entfallenden Teil der Pramie
unter Abzug der fir diese Zeit aufgewendeten Kosten zuriickfordern.

§ 86 Ubergang von Ersatzanspriichen

(1

(2)

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer lber, soweit der Versicherer den Schaden ersetzt. Der
Ubergang kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden.

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung der geltenden Form- und Fristvorschriften zu
wahren und bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwirken. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit vorsétzlich, ist der Versi-
cherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolgedessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahrléssigen Verletzung der Obliegenheit
ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhéltnis zu kiirzen; die Beweislast fir das
Nichtvorliegen einer groben Fahrlassigkeit tragt der Versicherungsnehmer.

Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers gegen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in hauslicher Gemeinschaft lebt, kann der Ubergang nach
Absatz 1 nicht geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vorsatzlich verursacht.



	Verbraucherinformationen Tarif R2
	Wer ist Ihr Vertragspartner?
	§ 1 Gegenstand, Umfang und Geltungsbereich des Versicherungsschutzes
	§ 2 Beginn und Ende des Versicherungsschutzes
	§ 3 Abschluss, Dauer und Beendigung des Versicherungsvertrages
	§ 4 Umfang der Leistungspflicht
	§ 5 Einschränkung der Leistungspflicht
	§ 6 Auszahlung der Versicherungsleistungen
	§ 7 Beitragszahlung
	§ 8 Obliegenheiten
	§ 9 Folgen von Obliegenheitsverletzungen
	§ 10 Obliegenheiten und Folgen von Obliegenheitsverletzungen bei Ansprüchen gegen Dritte
	§ 11 Aufrechnung
	§ 12 Willenserklärungen und Anzeigen
	§ 13 Änderungen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen einschließlich des Versicherungsbeitrages
	§ 14 Gerichtsstand
	Auszug aus dem Gesetz über den Versicherungsvertrag
	§ 28 Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit
	§ 38 Zahlungsverzug bei Folgeprämie
	§ 39 Vorzeitige Vertragsbeendigung
	§ 86 Übergang von Ersatzansprüchen

